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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Sonnabend, den 4. October 1862. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Paris, 3. Oct., Abends. „Patrie“ und „France“ con⸗ 
ſtatiren ein Einverſtändniß zwiſchen Garibaldi und engliſchen 
Agenten, welches dahin ſtrebt, eine britanniſche Occupation 
Siciliens bis zur Räumung Roms herbeizuführen. (Ange: 
kommen 9 Uhr 30 Minuten.) 

Paris, 3. Oct. Nach Berichten aus Neapel haben die Aſſiſen 
zu Lucera den Biſchof von Foggia zu zwei Jahren Gefängniß und 
4500 Fres. Geldſtrafe verurtheilt. 

Hier eingetroffene Berichte aus Athen melden, daß zu Nauplia 
eine Demonſtration gegen Chryſovelghis, einen der Regierung erge⸗ 
benen Offizier, ſtattgehabt habe, in Folge deren 30 Perſonen verhaf⸗ 
tet ſeien. Die Ruhe iſt wieder hergeſtellt. s 

Turin, 2. Oct. Die „Disecuſſione“ theilt mit, daß die Prinzeſ⸗ 
fin Pia für die Schuldigen aus den letzten Ereigniſſen um Gnade ge: 
beten und daß ihre Bitte erhört worden ſei. Am nächſten Sonntag 
wird ein Decret erſcheinen, das Garibaldi und feinen Genoſſen Amne⸗ 
ſtie ertheilt; nur die von der Armee deſertirten werden ausgeſchloſſen. 

London, 3. Oct. Der „Advertiſer“ theilt mit, daß der Lord: 
mayor dem Garibaldimeeting in Guildhall in der City präſidiren 
werde. Veranlaßt wird er dazu durch ein Geſuch, welches von tau— 
ſend einflußreichen Mitbürgern unterzeichnet worden iſt. 

Konſtantinopel, 27. Sept. Der Sultan ſchiffte ſich geſtern, von Said 
Paſcha begleitet, nach Ismidt ein. Die auswärtigen Mitglieder der Finanz⸗ 
Commiſſion wurden vom Sultan empfangen und erhielten den Dank für 
ihre Mitwirkung. Zwiſchen Salonich und Janina wird eine Telegraphen⸗ 
linie angelegt. Die Linie zwiſchen Diarbekir und Alep iſt bis Severek vollen⸗ 
det. Alle 1000 Piaſter monatlich überſteigenden Gehalte ſollen um 30 Proc. 
vermindert werden. 


Preußen. 
Candtags⸗Verhandſungen. 
58. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (3. Oktober). 

Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 9% Uhr. Am Miniſter⸗ 
tiſch: v. Roon und ein Regierungs⸗Commiſſar. Mehrere Urlaubsgeſuche 
(bis heut 37 Abgeordnete beurlaubt) werden bewilligt. — Der Präſident 
macht zunächſt Mittheilung über die Reſultate der geſtrigen Sitzung des 
Herrenhauſes, betreffend die demſelben vom Abgeordnetenhauſe zugegangenen 
Geſetzentwürfe, ſowie daß der Abg. Barre welcher an Stelle des Abge⸗ 
ordneten Buſchmann gewählt worden, in das Haus eingetreten ſei. 

Den erſten Gegenſtand der Tagesordnung bildet der Bericht der Budget⸗ 
commiſſion über den Etat der Marine⸗Verwaltung. 

Zur Einleitung der Generaldiscuſſion ergreift das Wort der Referent 
(Abg. Harkort). Er ſcheint die Nothwendigkeit einer Marine für Preußen 
und Deutſchland nachzuweiſen und dabei die preußiſche Expedition nach Japan 
mit der öſterreichiſchen Expedition der „Novara“ zu vergleichen. — Die 
preußiſche Marine ſei zu erelufiv; der militäriſche Zopf tauge nicht für die 


Marine, der Seemann müſſe ein freier Mann fein, — Man ſpreche ſo viel 


von parlamentariſcher Regierung, auf dieſem Gebiete werde man gegen ein 
fait accompli nichts einzuwenden haben. Die Commiſſion habe nur den 


büreaukratiſchen Theil der Forderungen geſtrichen. 


Abg. br. Reichenſperger (Beckum): Seine Verlegenheit, als Abge⸗ 
ordneter Alles wiſſen zu müſſen, ſei nie größer geweſen, als dem vorliegen: 
den Etat gegenüber, obwohl er einige kleine Seereiſen gemacht habe; er 
wünſche deshalb, — einen Antrag wage er, bei dem bekannten Schickſal 
ſeiner wenigen Anträge in dieſem Hauſe, nicht zu ſtellen, — daß die Staats⸗ 
regierung über die einzuſchlagenden Fragen Dentſchriften ausarbeiten laſſe, 
an den Abgeordneten die Möglichkeik zu geben, ſich darüber genau zu in⸗ 
formiren. Darauf würden von ſelbſt Gegenſchriften ſich einſtellen und ſo 
eine völlige Klarheit über die Sache verbreitet werden. 

Der Referent habe von einer Commiſſion zu dieſem Zwecke geſprochen, 
die nach engliſchem Muſter aus dieſem Haufe niederzuſetzen wäre. Darin 
würde aber wohl wieder nur die Majorität vertreten ſein. Man ſolle nicht 
immer nis men als Beiſpiel auſſtellen. Dort mache ſich derartiges von ſelbſt, 
aus dem Leben heraus; bei uns würde es etwas Künſtliches ſein. — Man 
ſei von Seiten der Regierung überhaupt nicht offen genug gegen die Lan⸗ 
desvertretung; er erinnere nur an die Verhandlungen vor Acquiſition des 
Jabdegebiets. — Demnach müſſe er dem Referenten inſofern entgegentreten, 
als es ihm nicht W erſcheine, durch Verſprechungen deſſen, was in 
Zukunft geſchehen ſolle, übermäßige Erwartungen zu erregen und jetzt We⸗ 
ſentliches zu bewilligen. Der Satz, „lieber keine Marine, als eine ſolche, 
die ſich nur in dem engen Rahmen einer Küſtenflotte hält“, ſei nicht zu billi⸗ 
gen. Seiner Ueberzeugung nach ſei Preußen bei der größten Opferwilligkeit 
nicht im Stande, eine Offenfiomarine zu erhalten. Das müſſe wenigſtens 


von einer Stimme in dieſem Hauſe geſagt werden. Aus dieſem Grunde 
erkläre er ſich gegen einen derartigen großartigen Plan. Man müſſe das 
Etreichbare erſtreben. — In Bezug auf die Marine, wie in Bezug auf das 
Landbeer, liege die weientlihite Sorge dem Miniſter der auswärtigen Ange: 
legenbeiten ob, der die Aufgabe habe, daß wir auch ohne impoſante Marine 
eine machtvolle Stellung einnehmen. — Die allgemeine Tendenz des Strei⸗ 
chens, die in dem Hauſe ſich in dieſer Seſſton geltend gemacht, trete auch 
auf dieſem Gebiete, bei aller Anerkennung der chungen der Commiſſion 
und insbeſondere des Referenten, etwas zu ſtark hervor. 

Abg. Kerſt bittet, ihm bei Allem was er ſagen werde, kein anderes 
Motiv unterzulegen, als das des lebendigſten Intereſſes an der Entwickelung 
unſerer Marine. Es ſei wohl nöthig, Strandbatterien anzulegen, damit eine 
unmittelbare Landung feindlicher Kräfte verhindert werde. Aber wir hätten 
eine ausgedehnte Induſtrie, eine ausgebreitete Rhederei. Es gäbe keinen 
Punkt auf der Erde, wo nicht deutſche Kaufleute Handelsbeziehungen hätten. 
Dazu bedürfe man des Schutzes, der Schaffung einer Marine. Das hätte 
1848 das deutſche Volk erkannt und die Gründung einer deutſchen Marine 
als Nothwendigkeit gefühlt. — Die Klage aber, daß die Marineverwaltung 
nicht das leiſte, was ſie leiſten ſolle, ſei freilich ſo alt, wie die deutſche Ma: 
rine. Die bureaukratiſche Verwaltung leiſte zu wenig und koſte zu viel. 
De Central-Leitung ſei unaufhörlich geändert worden, und ſei nun endlich 
wieder zum Kriegsminiſterium zurückgekehrt. Die Wurzel des Uebels ſei, 
daß die Marine von dem Landheer überwuchert werde. Die Verwaltung 
ſtebe zunächſt unter dem M litär⸗Cabinet, werde von Generalen der Infan⸗ 
terie und Kavallerie geleitet, die in die Vedürfniſſe der Maxine keine Ein⸗ 
ſicht haben können. So hoch man die Eigenſchaften des Kriegsminiſters 
auch ſchätzen mag, er könne nichts leiſten für die Marine, auch ſei er als 
Kriegsminiſter vollauf beſchäftigt. Das ganze Land ſei verwundert geweſen, 
daß man einen General der Infanterie zum Marineminiſter genommen, der 
doch vom Seeweſen unmöglich mehr verſtehen könne, als was er etwa in 
den Romanen von Marrpat geleſen. Gebe man weiter nach unten, fo treffe 
man immer und immer wieder auf Landoffiziere, von denen man für die 
Oraanijation der Marine weder die Liebe noch die Fähigkeit erwarten könne. 
— Deshalb ſei die Commiſſion bei Prüfung der Etats pro ch und 63 zu 
Abſetzungen geſchritten. Man wolle indeſſen für das Material Der Rate 
für Schiffe und Häfen bewilligen. Aber man wolle auch für dieſes aterial 
die möglichſt geringen Koſten, und was in dieſer Beziebung die Forderungen 
für die W beträfe, ſo ſei es gut, ſich 0 5 der Schiffs⸗ 
jungen an das Beiſpiel der engliſchen Marine zu halten. 
zungeiegsminiſter v. Roon: . er glaube, daß der Vorredner zur 
Sache ein Urtbeil habe und zugleich das lebhafteſte Intereſſe, ſo 1585 
ihm deſſen Ausführungen auf Irrthümern zu beruhen. Jede neue an 
pfung ſtoße auf Män el an geeigneten Organen: als Preußen es em 
Untergang der deutſchen Flotte die Aufgabe übernahm, eine Flotte zum 
Schutze Deutſchlands zu gründen, da habe man ſich nach geei neten Per⸗ 
ſonlichleiten umgeſeben, habe Verſuche gemacht mit Dänen, Schweden — 2 
Holländern, ſei aber auf viele Unzukömmlichkeiten geſtoßen. Man ſtand 


alſo von ſolchen Verſuchen ab. Als er, der Redner, das Marineminiſterium über⸗ 
nommen, 


habe er den Plan gefaßt, einen Commiſſarius zu engagiren, der 


ohne in preußiſche Dienſte zu treten, die techniſche Leitung übernehmen 
könnte. Indeſſen ſei er mit ſeinem Verſuche nicht reüſſirt. Er habe ſich 
nun ſelbſt möglichſt bemüht, Einſicht zu erlangen. Aber er müſſe in Abrede 
ſtellen, daß die Offiziere, die ſich pflichttreu für die Intereſſen der Marine⸗ 
Verwaltung abmühten, nur durchaus Ungenügendes zu leiſten vermochten. 
— Das Militär⸗Cabinet habe kein Wort über die Marine mitzuſprechen. Das 
Militär⸗Cabinet ſei eine einzige Perſon, und er wiſſe nicht, was der Vor⸗ 
redner ſich ſonſt für Vorſtellungen von dieſem Cabinet mache. Das Mili- 
tär⸗Cabinet ſei eine dem Kriegsminiſter ſubordinirte Behörde. Die Liebe, 
die er perſönlich zur Sache habe, werde von Niemanden weder in noch 
außer dem Hauſe übertroffen, und in Beziehung auf ſeine Einſicht in die 
Marineverhältniſſe könne er nur wiederholen, daß er ſich redlich Mühe gebe, 
ſich zu unterrichten. Es komme darauf an, feſte Grundzüge in die Organi⸗ 
jation zu bringen. Der häufige Wechſel in der Leitung ſei allerdings zu 
beklagen geweſen, aber der jetzigen Verwaltung gegenüber könne man doch 
nur über den militäriſchen Stoff abſprechen, die militäriſche Pünktlichkeit 
werde man immer anerkennen müſſen. — Wenn der letzte Redner es be⸗ 
klagt habe, daß Matroſen von Offizieren und Feldwebeln kommandirt wür⸗ 
den, ſo müſſe doch entgegnet werden, es komme mehr darauf an, daß die 
Matroſen überhaupt kommandirt würden. Das Seeoffiziercorps ſei noh 
nicht ausreichend ſtark, und dieſe ſogenannten „Feldwebel“ ſeien ſeeuntüch⸗ 
tig gewordene Dedoifiziere, 

Die Uebungsſchiffe, die der Vorredner nicht bewilligen wolle, ſeien für den 
erſten Unterricht der Schiffsjungen beſtimmt und durchaus nöthig. Darin 
gebe er aber dem Vorredner vollkommen Recht, daß eine ſchwache Marine 
die Koſten, die ſie verurſache, nicht bezahlt machen könne. Die Strandbat⸗ 
terien ſeien ganz gut, aber es ſei ein alter Grundſatz, daß, wer ſich verthei⸗ 
digen wolle, auch angreiſen müſſe. (Ja wohl! zur Linken). Preußen ſei 
keine Weltmacht, aber es müſſe ſtreben, bei Ehren zu bleiben, und dazu ge⸗ 
höre auch eine hinreichend ſtarke Marine. Man wolle allerdings keine Er⸗ 
wartungen erregen, die nicht in Erfüllung gehen könnten, aber wenn ſich der 
Abg. für Beckum in dieſer Beziehung auf den Jahdebuſen berufe, ſo möge 
er ſich beruhigen. Die Arbeiten am Jahdebuſen machten die erfreulichſten 
Fortſchritte, und er (der Kriegsminiſter) könne poſitiv verſichern, daß alle 
elementaren Schwierigkeiten jetzt vollſtändig überwunden wären. Was nun 
den Organiſationsplan und die Hinderniſſe, die bisher demſelben entgegen⸗ 
ſtanden, beträfe, ſo lägen dieſelben ganz einfach in dem Bedenken der nauti⸗ 
ſchen Wiſſenſchaft gegen die neuen Erfindungen. — Wenn der Referent ein 
altes Sündenregiſter aufgerollt, jo träfen ihn die Vorwürfe gegen feinen 
Amtsvorgänger, die er übrigens keineswegs anerkenne, perſönlich nicht, aber 
er glaube, daß Lehrgeld überall bezahlt werden müſſe. Er glaube mit dem 
Referenten, daß der Erſatz an Perſonal noch nothwendiger, als der an Ma⸗ 
terial. Er ſei auch durchaus nicht gegen den Erſatz aus der Handelsmarine, 
aber deren Offiziere ſeien nicht immer ſo weit vorgeſchritten, um in der 
Kriegsmarine mit Erfolg verwendet zu werden. Die Abcommandirung von 
Landoffizieren auf die Marine ſei nicht zu verwerfen. Es ſei nothwendig 
und gut, daß in das von Handelsſchiffen rekrutirte Offizier⸗Corps etwas von 
dem militäriſchen Formalismus komme. Die Auswahl würde mit großer 
Umſicht getroffen, und die Herren gäben ſich Mühe, ſich die nöthigen nauti⸗ 
ſchen Kenntniſſe zu verſchaffen. Von ihm perſönlich könne man füglich nicht 
verlangen, daß er noch in den Maſtkorb ſteige. Ein Kaiſer der Reuſſen ſei 
zwar in den Maſtbaum geſtiegen, aber der ſei damals noch jung geweſen. 
(Heiterkeit) — Die Sorge für die Ueberwucherung durch das Landheer ſei 
völlig unbegründet. Er müſſe ſich gegen die Vorſchläge der Comm. erklären. 
Es käme darauf an, ob die vorgeſchlagene Streichung ein Gewinn für das 
Land ſei, und man möge doch denen, die in der Mitte der Verwaltung ſte⸗ 
hen, zutrauen, daß fie keine unnöthigen Ausgaben machen werden. Der 
Kriegsminiſter ſchließt mit einigen Bemerkungen über den Dilettantismus, 
der alle Einrichtungen tadelt. ‚ 

Abg. v. Binde (Olbendorf): Er habe fih zwar gegen die Comm.: 
Anträge einſchreiben laſſen, aber er habe eben jo viel für, wie gegen 
die Comm. zu ſagen. Die Sache ſei nicht mehr eine res integra; Preußen 
babe damit begonnen, und deswegen müſſe es die Sache weiterführen, wie 
es ſeine Stellung und ſeine Ehre verlange. Das dürfe nicht verkannt wer⸗ 
den, daß Preußen ſeinem nächſten maritimen Nachbarn gewachſen ſein müſſe, 
daß wir nicht bei irgend welcher Differenz ſolchen Verationen ausgeſetzt wür⸗ 
den, wie im Jahr 1848 und 49 geſchehen. Eine ſolche Marine würde immer 
ein großes Gewicht in die Wagſchale legen. Mit vielen Anträgen der Comm. 
ſei er einverſtanden, aber das müſſe zugegeben werden, daß Lehrgeld gezahlt 
werden müſſe. Er betrachte es als einen großen Uebelſtand, daß die Ver: 
waltung der Marine noch faſt 23 in den Händen von Landoffizieren liege; 
man habe aber gehört, welche Verhandlungen ſtattgefunden, und welches Re⸗ 
ſultat ſie gehabt hätten: es würde beſſer ſein, wenn die Verwaltung der 
Marine in den Händen von Männern läge, die ihr von Jugend auf ange⸗ 
hörten. Das Uebrige behalte er ſich bei der Special⸗Debatte vor. 

Abg. Behrend (Danzig): Seit einer Reihe von Jahren habe die 
Staatsregierung dem Haufe ihren beſtimmten Vorſatz angekündigt, einen 
Plan vorzulegen. Die Vorlage ſei unterblieben und habe unterbleiben 
müſſen, weil in der neueſten Zeit jo großartige Veränderungen in der Tech: 
nik vorgegangen ſeien, daß es ein Leichtſinn geweſen wäre, hätte man ſie 
nicht berückſichtigt. Allein andererſeits werde man zugeben müſſen, daß ein 
Abſchluß endlich einmal erfolgen müſſe. Er verlange, wie bei der Land⸗ 
armee, ſo auch bei der Organijation der Marine, ein Organiſationsgeſetz. 
Daß dieſe Forderung eine ſtreng berechtigte ſei, das habe bei der Militär⸗ 
Debatte ein Redner dieſer Seite (zur Rechten — Gneiſt) wohl Allen klar 
gemacht. Liege das Geſetz vor, dann werde das Haus Sachverſtändige her⸗ 
anziehen müſſen, um das Richtige zu finden. Er bedauere, daß der Bericht 
über die Erweiterung der Marine nicht gleichzeitig mit auf der Tagesord⸗ 
nung ſtehe, denn beide Berichte greifen ſo ineinander, daß es ſchwer ſei, ſie 
von einander zu trennen, und er bedauere es um ſo mehr, als er bei der 
Verhandlung jenes Berichts leider verhindert ſein werde, daran Theil zu 
nehmen. enn der Plan dem Hauſe vorliege, dann werde der Zeitpunkt 
zur Niederſetzung einer Commiſſion gekommen ſein, welche mit Zuziehung 
von Sachverſtändigen die Organiſationsfragen eingehend prüfen werde, die 
Frage, ob die Geſammtleitung nicht beſſer in techniſcher Hand ruhe. Er 
glaube dem Kriegsminiſter, daß er techniſche Kräfte zu Rathe ziehe, aber es 
würde beſſer ſein, dieſe techniſchen Kräfte in der Verwaltung ſelbſt zu ſehen. 
Dann werde es auch an der Zeit ſein, den Abſchluß von Flottenverträgen 
mit anderen deutſchen Staaten, nach Analogie der Militär⸗Conventionen, ins 
Auge zu faſſen. Liege der Plan vor, dann werde der Abg. Reichenſperger 
nicht mehr über die Unpopularität der Marine zu klagen haben; es werde ihm 
dann klar werden, daß es vielmehr nichts Populäreres gebe, als die Idee 
einer deutſchen Flotte unter preußiſcher Fützrung. 3 

Der Präſident bemerkt, daß er den Bericht über die Erweiterung der 
Marine nicht auf die Tagesordnung geſetzt habe, weil er ihn noch nicht be⸗ 
fie, — Abg. Stavenhagen recktſertigt dieſe Commiſſion. Auch ſie be⸗ 
daure, daß der Bericht nicht auf der Tagesordnung ſtehe; die Verzögerung 
liege in den Schwierigkeiten, die ſich der Commiſſion entgegengeſtellt hätten; 
der Bericht werde aber wahrſcheinlich noch heute fertig. Die Anſichten des 
Abg. Reichensperger feien bereits gründlich widerlegt, deshalb wolle er auf 
denſelben nicht auch noch ſchlagen. — Die General⸗Discuſſion iſt geſchloſſen. 

Der Ref. Abg. Harkort erwidert dem Miniſter, daß, wenn man die 
Perſonen geſucht und nicht gefunden habe, es ſehr darauf ankomme, wo man 
fie gefucht und wer fie geſucht habe. Die Vorlegung eines Planes ſei noth⸗ 
teln poi aber es müſſe dies ein folder Plan ſein, der zu den bereiten Mit⸗ 
eln paſſe. 5 . u 

Das Haus tritt nunmehr in die Spezial⸗Discuſſion des Etats ein: 
die Einnahme wird im Tit. 1 und 2 mit reſp. 1970 Thlr. und 715 Thlr. 
und ebenſo der fernere Commiſſions⸗Antrag genehmigt: „die Erwartung 
auszuſprechen, daß die Rückeinnahmen von verkauften Schiffen, Victualien 
und Malerialien künftig erſichtlich gemacht werden.“ — Bei den „dauernden 
Ausgaben“ beantragt die Commiſſion zu Tit. 1: „Beſoldungen“: 400 Thlr. 
von dem Gehalt des Departements⸗Directors im Marine⸗Miniſteriums zu 
ſtreichen.“ (Es iſt dies die Zulage zu dem etatsmäßigen Gehalt des De⸗ 
partements⸗ Directors als Diviſions⸗Commandeur.) 

Regierungs⸗Commiſſar: In der Commiſſion ſei die Anſicht aus: 
geſprochen worden, daß die Ernennung des Departements⸗Directors vor Ge⸗ 
nehmigung des Landtages nicht hätte erfolgen dürfen. Der Grundſat ſei 
im Allgemeinen richtig, hier liege aber eine Ausnahme vor, inſofern bei der 


nothwendigen neuen Organiſation die ſofortige Beſetzung der Stelle des De⸗ 
partements⸗Directors erforderlich geweſen, — eine Nothwendigkeit, die ſchon 
im Jahre 1861 von dem Hauſe anerkannt worden. Die Stellung entſpreche 
oer eines Unterſtaats⸗Secretairs, die im Kriegsminiſterium nicht vorhanden. 

Kriegsminiſter: Er habe im Jahre 1861 die Marine⸗Verwaltung 
übernommen, in der Marine ſelbſt eine geeignete Perſönlichkeit nicht gefun⸗ 
den und deshalb eine ſolche aus der Landarmee nehmen müſſen. Da er 
ſelbſt die Verantwortlichkeit für das Departement habe, müſſe man ihm dabei 
wohl eine maßgebende Stimme laſſen. Der Betreffende ſei vollſtändig qua⸗ 
lificirt, würde aber gewiß ſofort bereit ſein, die Stelle aufzugeben, wenn ſich 
in der Marine eine geeignete Perſönlichkeit finden laſſe. Sein Gehalt ent- 
ſpreche den geſetzlichen Beſummungen. — Abg. Kerſt: Er habe bei ſeiner 
teüberen Ausführung, auf welche der Kriegsminiſter wohl hingedeutet, die 
Qualification des Directors nicht bezweifelt, ſondern nur den Wunſch aus⸗ 
gedrückt, daß nicht ein Landoffizier dieſe Stelle bekleide. — Was das Gehalt 
deſſelben betreffe, ſo hat die Commiſſion dieſelben Grundſätze, wie bei den 
Dep.⸗Directoren des Kriegsminiſteriums aufrecht gehalten. Das Marine: 
Miniſterium ſei auch hier mit Beiſeitelaſſung der Landesvertretung mit einem 
fait accompli vor dieſelbe getreten. — Abg. Behrend hat das Amende⸗ 
ment geſtellt, die quäſt. Summe nicht zu ſtreichen, ſondern „als künftig weg⸗ 
fallend“ zu bezeichnen. — Er befürwortet dieſes Amendement, weil die Sache 
nicht ganz fo liege, wie bei den Directoren des Kriegsminiſterii, insbeſondere 
deshalb, weil es ſchwer ſei, eine geeignete Perſönlichkeit zu finden. Der 
Referent erklärt ſich gegen dieſes Amendement und hält den Commiſſions⸗ 
Antrag aufrecht. — Das Amendement Behrend wird hierauf zwar eventuell 
genehmigt, bei der Hauptabſtimmung aber die 400 Thlr. abgeſetzt. — Die 


Commiſſion beantragt ferner Abſetzung von 2000 Thlr. als Gehalt eines 


zweiten Corvetten⸗Capitäns, da nur ein ſolcher als Hilfsarbeiter für die betr. 
Geſchäfte im Miniſterium nöthig ſei. 

Der Reg.⸗Commiſſar: Man habe ſich bemüht und zwar mit Erfolg, 
möglichſte Erſparungen zu machen; ſo habe der Miniſter auf ſein Gehalt als 
Chef des Departements von 3000 Thlr. verzichtet u. . w. Auch das Per⸗ 
ſonal ſei moͤglichſt vermindert worden. Die Arbeiten häuften ſich jedoch mit 
der Ausdehnung der Marine immer mehr. Er bitte deshalb, den Com miſ⸗ 
ſions⸗Antrag abzulehnen. 

Abg. Kerſt befürwortet den Commiſſions⸗Antrag; außer dem einen Cor⸗ 
vetten⸗Capitän ſei noch ein Landoffizier bei den betreffenden Arbeiten be⸗ 
ſchäftigt. Zwei etatsmäßige Stellen reichten aber zur Bewältigung derſelben 
vollkommen aus, ſo daß es einer dritten nicht weiter bedürfe. Die Koſten 
der Verwaltung ſeien an ſich ſchon ſehr bedeutend. Die 3000 Thlr., auf 


welche der gegenwärtige Miniſter verzichtet habe, müßten correct dieſen Ko⸗ 


ſten noch binzugerechnet werden. 

Nachdem der Reg.⸗Commiſſar die Anſicht der Regierung nochmals befür⸗ 
wortet, bittet der Referent, aus den bereits von dem Abg. Kerſt geltend 
gemachten Gründen, um Annahme des Commiſſions⸗Antrages. Dieſelbe er⸗ 
folgt mit ſehr großer Majorität. 

Die Commiſſion will ferner 700 Thlr. für einen Geh. Canzleiſecretär, 
der im Militärcabinet arbeiten ſolle, ſtreichen, weil eine Vermittelung 
durch dieſes Cabinet nicht erforderlich, es vielmehr zweckmäßig ſei, daß der 
Marineminiſter die betreffenden Immediatvorträge ſelbſt halte. 

Miniſter v. Roon: Daß die Angelegenbeiten der Marine keiner Ver: 
mittelung durch das Militärcabinet bedürfen, und direct durch den Marine⸗ 


miniſter Vortrag gehalten werden müſſe, darüber könne das Haus nicht Be⸗ 


ſchluß faſſen. Die Beſtimmung darüber ſei Sache des Reſſortchefs. Er könne 
das Haus übrigens inſofern beruhigen, als er die betr. Immediatvorträge 
ſelbſt halte. Es ſei eine Schreibekraft erforderlich; in welchem Zimmer ſie 
arbeite, ſei wohl gleichgiltig. 

Abg. Kerſt: Es werde im Lande allgemein angenommen, daß das Mi⸗ 
litär⸗Cabinet ſelbſtſtändig ſei. Daher der Cemmif ions⸗Antrag. Der Mi⸗ 
niſter: Er wolle das Verhältniß ein für allemal aufklären; es exiſtire im 
Kriegsminifterium eine Abtheilung für perſönliche Angelegenheiten, die dem 
Kriegsminiſter ebenſo wie alle andern untergeordnet ſei. Zur Geſchäftser⸗ 
leichterung für den Kriegsminiſter ſeien dieſer Abtheilung alle untergeord⸗ 
neten perſönlichen Angelegenheiten delegirt. Außerdem bedürfe aber Se. Maj. 
der König als oberſter Chef der Armee einer Behörde zur Uebermittelung 
von allgemeinen dienſtlichen Vorſchriften u. ſ. w. Beide Functionen erfülle 
das ſogenannte Militär⸗Cabinet. In allen Verwaltungs⸗ und höberen 
Perſonal⸗Angelegenheiten halte der Miniſter ſelbſt Vortrag. Das Militär⸗ 
Cabinet diene alſo zur Geſchäftserleichterung für ihn. Auch für das Ma⸗ 
rineminiſterium ſei dieſe Zwiſcheninſtanz aus denſelben Gründen nothwen⸗ 
dig. Er würde ſonſt im Marineminiſterium dieſelbe Arbeitskraft bedürfen, 
die jetzt für das Militär⸗Cabinet gefordert werde. n 

Abg. v. Binde (Olbendorf): Die Einmiſchung des Militär⸗Cabinets in 
Marine⸗Angelegenheiten, auch nur in Betreff der Perſonalien, ſei nicht zu 
billigen, denn es würde ſehr nachtheilig ſein, wenn man die Avancements 
der Armee gleich behandle denen in der Marine. Der Dienſt in dieſer er⸗ 
fordere viel größere Anſtregungen, müſſe viel früher beginnen u. ſ. w., des⸗ 
halb ſei das Seeoffiziercorps von dem der Landarmee in jeinen perſönlichen 
Angelegenheiten vollſtändig zu trennen. 

Referent befürwortet den Commiſſions⸗Antrag: das Militär⸗Cabinet 
ſei vollſtändig zu trennen vom Kriegsminiſterium. 

Der Commiſſions⸗Antrag wird hierauf mit großer Majorität ange⸗ 
nommen. 

Der Tit. „Verwaltungsbehörden“ 
Commiſſton genehmigt. 

Bei dem Titel „Militärperſonal“ wird zunächſt das neu angeſetzte 
Gehalt für einen Corvettencapitän auf 1300 Thlr. normirt. Die Commiſſion 
hat ferner folgende Anträge geſtellt: „1) das Haus der Abgeordneten wolle 
beſchließen: „die Staatsregierung aufzufordern, behufs einer ausreichenden 
Ergänzung des See⸗Oſſizier⸗Corps, ji) freiwillig meldende examinirte Steuer⸗ 
leute und Schiffer der Handelsmarine an Bord der Kriegsſchiffe zu Auriliar- 
Offizieren auszubilden, und denſelben zu dem Zwecke den ihrer nautiſchen 
Kenntniſſe und ihrer ſonſtigen Bildung angemeſſener Rang eines DeckOffi⸗ 
ziers zu geben;“ 2) das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: „die kgl. 
Staatsregierung aufzufordern, die Beſoldungen der Seeoſſiziere anderweit, 
und zwar nach dem Dienſte, je nachdem derſelbe zur See oder am Lande 
geleiſtet wird, oder der Offizier länger, als einen Monat vom Dienſte befreit 
iſt, (ſich in Inactivität befindet) zu normiren,“ 

Der Abg. Behrend (Danzig) beantragt, die Debatte über beide Anträge, 
zugleich zu eröffnen und nimmt, nachdem der Präfivent dieſem Vorſchlag 
Folge gegeben, zunächſt das Wort: die beiden Anträge bezögen ſich auf das 
Prinzip der Augmentation des Offiziercorps. Man werde ſich darüber erſt 
entſcheiden können, wenn die Organiſation fertig ſei und man einen Kriege: 
und Friedensetat habe. Was die Auxiliar⸗Offiziere beträfe, jo müſſe die 
Regierung beſſere Bedingungen als bisher für den Eintritt von examinirten 
Steuerleuten uno Schiffern in die Kriegsmarine ſtellen. Es müfje nament⸗ 
lich es beſſeres Gehalt geboten werden. Deshalb empfehle er die Annahme 
der beiden Anträge. 3 

Der Marineminiſter iſt im Prinzip mit dem erſten Antrage einver⸗ 
ſtanden; er wünſcht, daß nicht blos nautiſche Kenntniſſe vorhanden, ſondern 
wenn moglich, auch die andern Eigenſchaften, welche für den Stand wün⸗ 
ſchenswerth ſeien. In Bezug auf den zweiten Antrag könne natürlich 
jetzt noch nicht die Rede fein, einen Theil der Offiziere auf Halbſold zu ſetzen; 
ob dies künftig möglich, würde von der Entwickelung unſerer Marine abhän⸗ 
gen; es ſcheine am beſten, ein mäßiges Gehalt zu normiren und für den 
Eintritt in die wirklichen Funktionen Zulage zu bewilligen. — Abg. v. Vincke 
(Strehlen) tritt (ſo viel von ſeiner Rede zu verſtehen) im Allgemeinen den 
Ausführungen des Kriegsminiſters bei, indem er ſich für den erſten und gegen 
den zweiten Antrag erklärt. Abg. Behrend (Danzig) fuhrt aus, daß die 
Commiſſion gemeint habe: die examinirten Steuerleute und Schiffer ſollten, 
jo lange ſie in der Ausbildung begriffen, den Rang von Ded-Offizieren, 
wenn fie ausgebildet, den von Auxiliar⸗Offizieren einnehmen. Marines 
miniſter v. Roon erklärt, daß die Regierung, wenn ſie gegen das Maxi⸗ 
mum kein Bedenken habe, für das Minus gewiß ſich aussprechen könne. 

Zur Spezial⸗Diskuſſion über den erſten Antrag nimmt der Abg. Kerſt 
das Wort, um noch einmal die möglichſt guten Bedingungen für die Augmen⸗ 
tation des Offi iercorps der Marine zu empfehlen. Der erſte Antrag wird 
mit großer, desgleichen der zweite mit etwas geringerer Majorität ange⸗ 
nommen. a 


wird nach den Anträgen der 


Die Comm. hat ferner beantragt: 1. in Betreff der Infanterie, das 
Haus der Abgg, wolle beſchließen, „die kgl. Staatsregierung aufzufordern, 
die Zahl der Offiziere und Mannſchaften dem Verhältniß zum Matroſencorps 
angemeſſen zu vermindern“. 2. In Betreff der Artillerie, das Haus der 
Abgg. wolle beſchließen, „die kgl. Staatsregierung aufzufordern, die Seear⸗ 
tillerte aufzulbſen.“ Der Marineminiſter geht auf die Zuſammenſtellung, 
den Zweck und die Bedeutung des Seebataillons ein. Daſſelbe ſei für die 
vier größeren Schiffe, die wir haben, durchaus nicht zu bedeutend, und werde 
noch vermehrt werden müſſen, wenn der Kriegshafen an der Jahde vollendet 
ſei. Das Matroſencorps ſei unvollſtändig und ſchwer zu rekrutiren. Er 
empfeble die Verwerfung beider Anträge. — Die Seeartillerie beſtände aus 
2 Artillerie⸗Kompagnien, die im Frieden in den Laboratorien arbeiten, und 
im Kriege die Küften vertheidigen müſſen. Es ſei nothwendig, eine ſolche 
Truppe zu haben, da die Schiffsartillerie nur an Bord verwendet werde. 

Abg. Stavenhagen für den Antrag. Er hätte geglaubt, daß der ge: 
8 Marineminiſter, wenn das Inſtitut der Seeſoldaten nicht ſchon 

eſtände, es gewiß nicht gegründet haben würde. Die Seeſoldaten könnten 
an Bord nur ungeſchickt ſein. Man formire keine Bataillone, um fie an 
Bord der Schiffe zu verwenden; wenn ſie aber am Lande kämpfen ſollten, 
wie etwa gegen die Riffpiraten, ſo ſeien das doch ſo ſeltene Fälle, daß ſie 
nicht in Betracht kämen. Die engliſchen Seeſoldaten ſeien nur dazu da, um 
die engliſchen Matroſen eventuell im Zaum zu halten, das ſei bei unſerrn 
Matroſen nicht nöthig. Mit der Seeartillerie ſei die Sache noch klarer. 
Die Kanoniere auf den Schiffen könnten nur wirkliche Matroſen ſein. Die 
ſog. Seeartillerie praktizire alſo nur zu Lande. Anſtatt deſſen ſolle man 
le Feſtungen und Kriegshäfen mit ihrer Artillerie vermehren und 

Abg. Kerſt will nur bemerken, daß, wenn man die Koſten für das See⸗ 
Bataillon geſpart hätte, man ſchon ein Uebungsſchiff für die Kadetten hätte 
bauen können; das Seebataillon habe einen Stabsoffizier, 12 Hauptleute, 
7 Premier⸗Lieutenants und eine Menge Seconde⸗Lieutenants; das ſei doch 
gewiß eine enorme Geldvergeudung. Nachdem der Abg. v. Vincke (Strehlen) 
unter großer Unruhe des Hauſes die techniſche Seite der Frage erörtert, 
tritt der Marineminiſter im Speziellen den Angaben des Abg. Kerſt ent⸗ 
Pen Man habe keinen Unterſchied zwiſchen den Marine⸗ u. Seebataillons⸗ 

fizieren machen wollen, um den Zufluß des einen Corps in das andere 
zu begünſtigen. Gegen den Abg. Stavenhagen bemerkt er nur, daß man 
von den Seeſoldaten nur die Eigenſchaften eines Infanteriſten verlange, nur 
mit dem Unterſchiede, daß ſie event. auf dem Waſſer zu üben. Gegen die 
Verbindung der See⸗Artillerie mit der Feſtungs⸗Artillerie müſſe er ſich aus 
Zweckmäßigkeitsgründen erklären. — Der Referent Abg. Harkort reſümirt 
die Debatte und empfiehlt die Anträge der Commiſſion. Bei der Abſtim⸗ 
mung werden beide Anträge mit großer Majorität angenommen. 

Die Commiſſion hält den Stab der Marine⸗Reſerve — eine neue Schö⸗ 
pfung für 1 und Pf n fi deshalb die dafür angeführte Poſition 
von 3154 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf. zu ſtreichen. — Der Reg.⸗Commiſſar er: 
klärt ſich gegen dieſen Antrag, indem er auf die umfangreichen Geſchäfte des 
Stations⸗Commando's hinweiſt und hervorhebt, daß der Stab die Controle 
über ſämmtliche Mannſchaften der Seewehr habe; der Stab beſtehe ſchon 
ſeit 857 und es ſei nur ein normales Verhältniß dadurch herbeigeführt, daß 
die Koſten des Stabes gegenwärtig im Etat erſichtlich gemacht ſeien. — Abg. 
v. Vincke (Olbendorf) für den Commiſſions⸗Antrag, indem er glaubt, da 
die Geſchäfte der Controle durch ein Paar Schreiber mehr würden verſehen 
werden können; er beantrage jedoch, ſtatt die Summe zu ſtreichen, zu ſetzen: 
„künftig wegſallend“. — Abg. Kerſt glaubt, daß es ſich hier um neue 
Stellen handle, die erſt kreirt werden ſollen, weshalb das Haus die Summe 
ſtreichen könne. — Nachdem der Reg.⸗Commiſſar nochmaks darauf hin⸗ 
gewieſen, daß der Stab bereits ſeit längerer Zeit beſtehe und nur jetzt auf 
den Etat gebracht ſei, wird die Diskuſſion geſchloſſen. Das Amendement 
v. Binde wird abgelehnt, die Streichung dagegen faſt einſtimmig beſchloſſen. 
— Auch die „Marine⸗Stabswache“ erſcheint der Commiſſton überflüſſig und 
ſie beantragt deshalb die dafür angeſetzte Poſition von 5040 Thlr. als 
„künftig wegfallend“ zu bezeichnen. — Der Reg.⸗Commiſſar wendet da: 
gegen ein, daß dieſe Mannſchaft durchaus nothwendig ſei; ihre Beſtimmung 
wäre, die Polizei ſowohl auf dem Werfte, wie am Bord der Schiffe zu üben. 
Die Einrichtung beſtehe in der Marine ſchon ſeit vielen Jahren und finde 


ſich in allen fremden Marinen. Auf der Werft zu Danzig habe im vorigen 


Winter die Wachſamkeit der Stabswache einen bedenklichen Brand verhütet 

Abg. v. Vincke (Olbendorf) gegen den Commiſſions⸗Antrag, weil er ſich 
von der Nothwendigkeit dieſer Stabswache überzeugt habe. ie müſſe bei 
dem Kommando: Alle Mann auf Deck! danach ſehen, daß demſelben auch 
vollſtändig Folge geleiſtet werde und nicht der Eine oder der Andere aus 
Bequemlichkeit oder Furcht im unteren Schiffsraum zurückbleibe. Es ſcheine, 
als ob der Ausdruck „Stabswache“ Anſtoß errege; ſie ſollte eigentlich heißen 
„Marine⸗Gendarmerie“. Abg. Kerſt: auf dem Schiffe könne ein zum Profoß 
ernannter Matroſe, auf dem Lande gewöhnliche Polizeileute den Dienſt ver⸗ 
ſehen. Abg. Behrend (Danzig) unterſtützt dies, indem er hervorhebt, daß 
zu dem geringen Dienſte 24 Stabswachtmeiſter angeſtellt ſeien, eine Ausgabe, 
die ſich in keiner Weiſe rechtfertigen laſſe. Der Ref. bittet, den Antrag der 
Commiſſion anzunehmen und hoͤchſtens für 1863 einen Nachtwächter zu be⸗ 
willigen (Heiterkeit). Der Commiſſions⸗ Antrag wird mit großer Majorität 
angenommen. en 2 : 5 

Ein fernerer Antrag der Commiſſion geht dahin: „die Staats⸗Regierung 
aufzufordern, künftig Peztelere Angaben über die beabſichtigte und ſtattge⸗ 
habte Indienſtſtellung der Fahrzeuge im betreffenden, Spezial + Etat 100 
in einer beſonderen Nachweiſung zu geben.“ Der Antrag wird ohne Debatte 
enehmigt. Die Erhöhung des Gehaltes des General⸗Arztes der Marine um 
200 Tolk. iſt von der Commiſſion zu ſtreichen beantragt. Der Reg.⸗Com⸗ 
miffar führt aus, daß dieſe 200 Thlr. dem Servis entſprechen, den der 
General⸗Arzt der Landarmee außer ſeinem Gehalt erhalte. Der Antrag der 
Commiſſion wird angenommen. 0 ER 

Das Gehalt des Direktors des See⸗Cadetten⸗Inſtituts iſt mit 2000 Tha⸗ 
ler, alſo einem Mehr von 200 Thaler angeſetzt. Die Commiſſion beantragt 
die Streichung der 200 Thaler. Der Regierungs⸗Commiſſar macht auf die 
einflußreiche Stellung des Direktors aufmerkſam, deſſen Gehalt ein ange⸗ 
meſſenes ſein müſſe. Streiche das Haus die Zulage, jo würde der Direktor 
den übrigen Stabsoffizieren gegenüber unbilligerweiſe zurückgeſetzt werden. 
Das Haus genehmigt den Commiſſtons⸗Antrag. 

u dem Antrage der Commiſſion „die Staatsregierung aufzufordern, 
eine höhere Seeihule in Danzig zu organiſiren und das Cadetten⸗Inſtitut 
in Berlin aufzulöſen“, ergreift der Kriegsmin iſter das Wort. Er halte 
den Antrag an und für ſich für zweckmäßig, da jedoch in Berlin ein Cadet⸗ 
tenhaus beſtehe, ſo liege die Sache etwas anders. N Der Antrag beziehe ſich 
auf die Zukunft und enthalte eine, Aufforderung“. Die Regierung könne 
ſich zwar über dieſe Ausdrucksweiſe hinwegſetzen; ſie faſſe den Antrag in⸗ 
deſſen nur ſo auf, daß die Commiſſion und das Haus denſelben für zweck⸗ 
mäßig erachten; die Regierung werde alſo ebenfalls darüber zu befinden ha⸗ 
ben, ſie werde dem Antrage näher treten, könne aber eine Verpflichtung nicht 
übernehmen. Der Antrag wird angenommen. 8 \ 

Die Comm. trägt weiter darauf an, die für den Ober⸗Werft⸗Direktor in 
Danzig geforderten 2000 Thlr. abzuſetzen. Der Kriegsminiſter bemerkt, 
daß die Organiſation die Creirung der Stelle nothwendig gemacht habe; die 
Summe ſei früher an einer andern Stelle ausgebracht geweſen und der Be⸗ 
ſchluß der Comm. ſei 1 nur ein formeller Strich. — Abg. v. Vincke 
Olbendorf) tritt dieſen Ausführungen bei. — Abg. Kerſt für den Comm. 

trag: Man ſcheine die Marine auf dem Fuße der Landarmee reorganiſiren 
zu wollen. Es handle ſich hier darum, eine Stelle zu ſchaffen, die zugleich 
die Commando⸗Angelegenheiten und die Werft⸗Angelegenheiten beſorge; die 
Nothwendigkeit hierzu habe ſich nicht nachweiſen — — Kriegsminiſter: 
Es fei eine geſunde Organiſation, wenn die Anftalten fo getroffen würden, 
daß alle Reibungen zwiſchen Verwaltung: und Commando » Behörde bejeitigt 
würden. Dies ſei der Grundſatz dieſer Organiſgtion. Die Streichung dieſer 
5 würde der künftigen Entfaltung der Marine großen Schaden thun. 
Wenn die parlamentariſchen Factoren fortwährend ſo ſehr in die Exekutive 
eingreifen, fo frage er, wo die Freudigteit herkommen folle, wenn das reiflich 


Erwogene fortwährend durchkreuzt würde. Wenn er die Verantwortlichkeit 


übernehmen ſolle, jo müſſe ihm dieſelbe doch nicht unmöglich gemacht werden. 
Er bitte dieſe Angelegenheit nach der von der Reg. übergebenen Denlſchrift 
zu beurtheilen. — Der Comm.⸗Antrag wird auch hier angenommen. — 
Gegen einen ferneren Antrag der Comm., „500 Thlr. vom Gehalt des Werft⸗ 
Direktors in Stralſund abzuſetzen“, erklärt ſich der Regierungs⸗Com⸗ 
miſſar mit Rückſicht auf die durch die Vermehrung der Schraubendampfer 
erheblich geſteigerte Thätigkeit des Werft⸗ Direktors, z. Z. Corvettenkapitän 
Weidmann. — Nach einer kurzen Befürwortung wird der Antrag der Com: 
miſſion angenommen. 5 

Bei „Landesverwaltung des Jahdegebiets“ beantragt die Commilien, 
„die Regierung aufzufordern, das Admiralitäts⸗Commiſſariat in Oldenburg 
vom 1. Juni 1863 ab aufzulöſen und die Verwaltung des Jahdegebietes der 
Bezirksregierung zu Minden zu unterſtellen.“ Abg. v. Patow gegen den 
Antrag: die Reg. in Minden ſei durchaus nicht geeignet, alle die ihr zu 
übertragenden Geſchäfte zu verwalten. Es fehle dort an Kennern des olden⸗ 
burgiſchen Rechts. Trotz der größeren Koſten empfehle es ſich, den beſtehen⸗ 
den Zuſtand aufrecht zu erhalten, das Commiſſariat in Oldenburg ſei auch 
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für die ander Verhandlungen mit der dortigen Reg. nothwendig. — Der 
Marine⸗Miniſter v. Roon: Er trete der ſachgemäßen Ausführung des Vor⸗ 
redners überall bei, event. ſei die Auflöſung wegen der vielfach noch ſchwe⸗ 
benden Verhandlungen bis zum 1. Januar 1863 nicht zu ermöglichen. Eine 
Erſparniß würde nicht eintreten, denn das betr. Mitglied der Reg. zu Min⸗ 
den würde auch zu honoriren ſein, Reiſekoſten verurſachen 2. 85 ſei viel⸗ 
mehr daran zu denken, allmählich im Jahdegebiete eine Marinebehörde zu 
conſtituiren. — Abg. Kerſt: Er glaube, in der Sache ein Urtheil zu haben, 
weil er das betr. Commiſſariat eingerichtet und 2¼ Jahre lang verwaltet 
habe. Damals ſei es nöthig geweſen, jetzt nicht mehr. Es handelte ſich 
damals darum, dort eine Bevölkerung zu ſchaffen. Er habe ſich damals 
angelegen ſein laſſen, ſo raſch als möglich eine Bevölkerung zu ſchaffen. 
(Andauernde Heiterkeit, ſo daß die folgenden Sätze unverſtändlich bleiben.) 
— Marineminiſter: Die Verhältniſſe 2 jetzt ſo groß geworden, daß 
ein Commiſſar erſt recht nothwendig ſei. Wenn übrigens die Bemühungen 
des Vorredners um die Bevölkerung des Jahdegebietes den gewünſchten 
Erfolg nicht gehabt, jo könne er das nur bedauern. (Heiterkeit.) — 2 
Behrend befürwortet den Comm.-Antrag; von ſehr competenter Stelle jei 
ihm mitgetheilt worden, daß die laufende Verwaltung von Minden aus ſich 
ſehr wohl, ſogar ohne Vermehrung des Perſonals werde leiten laſſen. Da⸗ 
mit ſeien die Bedenken des Abg. v. Patow wohl beſeitigt. Ob die Auflö⸗ 
jung ſchon am 1. Jan. 1863 erfolge oder etwas ſpäter, ſei irrelevant. — 
10 1 bittet um Annahme des Commiſſions⸗Antrages, welche demnächſt er⸗ 
olgt. 5 

Bei „Einmalige und außerordentliche Ausgaben der Marine⸗Verwaltung“ 
beantragt die Commiſſton „die Regierung aufzufordern, in Beziehung 
auf die Bauten nachfolgende Principien anzunehmen: Die Hafenbauten ſind 
künftig in feſte Abſchnitte zu theilen, und jeder Abſchnitt beſonders zu ver⸗ 
anſchlagen. Pläne und Anſchläge des betreffenden Abſchnitts ſind bei For⸗ 
derung der Summen der Budget⸗Commiſſion vorzulegen und aus einer bei: 
gefügten tabellariſchen Ueberſicht erſichtlich zu machen a) Name des betreffen⸗ 
den Bau⸗Abſchnitts, b) veranſchlagte und genehmigte Summe für deſſen 
Ausführung, e) wie viel im erſten, zweiten und folgenden Jahre für dieſen 
Abſchnitt verausgabt iſt. Für jeden anderen Waſſerbau, Werftsbau u. ſ. w. 
ſind gleichfalls Pläne und Koſtenanſchläge der Budget⸗Commiſſion vorzulegen, 
und wenn der Bau mehrere Jahre dauert, ſo ſind gleiche Ueberſichten, wie 
sub e., beizufügen.“ 

Der Regierungs⸗Commiſſar widerſpricht dem Antrage, derſelbe wird dar: 
auf angenommen. 5 

Schließlich beantragt die Commiſſion, „die Regierung aufzufordern, ſpä⸗ 
teſtens in der nächſten Seſſion eine Denkſchrift vorzulegen, aus welcher die 
Vorzüge reſp. Nachtheile der Anlegung eines Kriegshafens bei Oxhöft er⸗ 
ſichtlich find.“ — Der Marineminiſter verſpricht, dieſem Verlangen fo 
bald als möglich zu entſprechen. Wenn im Bericht erwähnt ſei, daß ihm 
ein völl g ausgearbeiteter Plan über Anlegung eines Hafens in Oxhöft vor: 
gelegt worden, jo ſei das richtig, und trotz des anmaßenden und überheben⸗ 
den Tones der betreffenden Denkſchrift habe er die angeführten Facta noch⸗ 
mals genau unterſuchen laſſen. Dieſe Unterſuchungen hätten bisher ein 
ne Reſultat nicht ergeben. Die Akten ſeien übrigens noch nicht 
geſchloſſen. ! 

Abg. Schmidt (Randow) hat das Amendement geſtellt, ſtatt des Com: 


5 miſſtons⸗Antrages folgenden Antrag aufzunehmen: „Die Regierung aufzu⸗ 


fordern, ſobald als möglich eine Denkſchrift vorzulegen, aus welcher die 
Vorzüge und Nachtheile der Anlegung eines Kriegshafens bei Orböft, Hela, 
Swinemünde erſichtſich ſind.“ — Antragſteller befürwortet daſſelbe und be 
merkt, daß er die Berückſichtigung anderer Punkte, als der von ihm genann⸗ 
ten nicht ausſchließen wolle. 

Abg. Behrend (Danzig) erklärt ſich für den Commiſſions⸗Antrag, da 
er perſönlich Orhöft nicht für geeignet zur Anlegung eines Kriegshafens 
halte. Der Ref. ſucht die beſondern Qualifikationen von Oxhöft darzuthun 
und empfiehlt den Antrag der Commiſſton. 5 

Der Marine⸗Miniſter (serfönlih gegen eine Bemerkung des Refe⸗ 
renten): Es ſtehe dem Referenten nicht zu, die Thätigkeit oder Unthätigkeit 
des Marineminiſteriums zu kritiſiren. Er ſei ſich bewußt, feine Pflicht fo 
weit erfüllt zu haben, wie es die Beſchränktheit der Mittel zugelaſſen hätte. 

Der Commiſſtons⸗Antrag wird hierauf mit Einſchaltung der Worte „Hela 
und Swinemünde“ vor „Oxhöft“ angenommen. 

Die übrigen Poſitionen des Etats werden ohne alle Diskuſſion geneh⸗ 
migt. Die Berathung des Etats der Marineverwaltung und die des ganzen 
Etats pro 1862 iſt damit geſchloſſen. . 

Der Präfſident ſtellt demnächſt noch den Bericht der Commiſſion zur 
Prüfung des Staatshaushaltsetats für 1862 und 1863, betreffend die Feſt⸗ 
ſtellung des Etats für 1762 zur Debatte. Dieſelbe erfolgt nach einem 
kurzen Bericht des Referenten, Abg. Oſterrath, dadurch, daß § 1 und 8 2 
einſtimmig angenommen werden. Gegen das ganze Geſetz ſtimmt nur der 
Abg. v. Unruh⸗Bomſt. 

Das Geſetz lautet demnach: „§ 1. Der dieſem Geſetz als Anlage beige: 
fügte Staatsbaushalts⸗Etat für das Jahr 1862 wird in Einnahme auf 
126,265,348 Thlr. und in Ausgabe auf 133,835,326 Thlr., nämlich auf 
126,966,849 Thlr. an fortdauernden und auf 6,868,337 Thlr. an einmaligen 
und außerordentlichen Ausgaben feſtgeſtellt. § 2. Der Finanzminiſter iſt 
mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt.“ 

Schluß der Sitzung 3% Uhr. Nächſte Sitzung morgen 10 Uhr. Tages⸗ 
Ordnung: Petitionsberichte. f 


Berlin, 3. Oetbr. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt gerubt, dem Staats-Miniſter und Ober-Präſidenten Eduard 
Heinrich v. Flottwell zu Potsdam die nachgeſuchte Dienſtentlaſſung 
unter fernerer Belaſſung des Titels und Ranges eines Staatsminiſters 
zu bewilligen, und den feitherigen Regierungs- Präfidenten Werner 
Erdmann Ludolf v. Selchow zu Frankfurt a. d. O. zum Ober⸗Prä⸗ 
ſidenten der Provinz Brandenburg zu ernennen. 

Se. Maj. der König haben allergnädigſt geruht: dem Commandeur des 
2, Leib⸗Huſaren⸗Regiments Nr. 2, Oberſt⸗Lieutenant v. Lindern, den 
königlichen Kronen⸗Oden dritter Klaſſe und dem Rittmeiſter Arent deſſelben 
Regiments den königlichen Kronen⸗Orden vierter Klaſſe zu verleihen; ferner 
den bisherigen Beigeordneten und Stadtſyndicus Robert Berndt zu Glo⸗ 
gau, gemäß der von der Stadtverordneten⸗Verſammlung daſelbſt getroffenen 
Wiederwahl, als Beigeordneten der Stadt Glogau auf weitere ſechs Jahre 
zu beſtätigen und demſelben zugleich den Titel „Bürgermeiſter“ zu verleihen; 
und den Rechtanwalt Albrecht Loerbrocks in Soeſt, der von der dortigen 
Stadtverordneten⸗Verſammlung getroffenen Wahl gemäß, als Beigeordneten 
der Stadt Soeſt für die geſetzliche 6jährige Amtsdauer zu beſtätigen. 

Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. Auguſt 1862, 

Auf den Bericht vom 11. Auguſt d. J. will Ich die in dem Reglement 
für das platte Land des Herzogthums Schleſien und der Grafſchaft Glaz 
vom 19. Mai 1765 und in der Dorſpolizei⸗Ordnung für die gedachten Lan: 
destheile vom 1, Mai 1804 enthaltenen baupoltzeilichen Beſtimmungen bier: 
durch aufheben und Ihnen überlaſſen, die Baupolizei für das platte Land 
der Provinz Schleſien durch eine allgemeine Verordnung zu regeln. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſeß Sammie zur offentlichen Kenntniß zu 
9 755 e de a 5 1 . 

oß Babelsberg, den 23. Augu . 
DR 1 > Wilhelm. 

v. d. Heydt. Graf v. Itzenplitz. v. Jagow. v. Holzbrinck. 

[Bekanntmachung vom 28. September 1862.] Amtlicher Mit 
theilung zufolge iſt es nach den ruſſiſchen Zollvorſchriften erforderlich, daß 
die Declarationen zu den mit der Poſt nach Rußland und dem König⸗ 
reiche Polen zu befördernden Geld- und Werth⸗Sendungen neben der 
Unterſchrift des Abſenders mit einem deutlichen, in Siegellack gefertigten 
Abdrucke deſſelben Siegels verſehen werden, mit welchem die Begleitadreſſe 
und die Sendung ſelbſt verſchloſſen iſt. ee f 

Das Bublitum wird auf dieſes Erſorderniß hierdurch aufmerkſam gemacht. 
— Bei gewöhnlichen Paketen, deren Werth auf der Begleit⸗Adreſſe 
nicht angegeben ist, braucht die Beſiegelung der Declarationen nicht ſtattzu⸗ 
finden. Berlin, den 28. Sept. 1862. General⸗Poſt⸗Amt. n nö 

. (St.⸗Anz. 

Berlin, 3. Oktbr. [Das Staatsminiſterium) trat heute 
Vormittag um 10 Uhr im Miniſterzimmer des Abgeordnetenhauſes zu 
einer Berathung zuſammen, 1 

[Ergebenheitsadreſſe.] Der Bürgerverein in Zieſar hat an 
den Vorſitzenden des Staatsminiſteriums Herrn v. Bismarck⸗ 
Schönhauſen eine Adreſſe gerichtet, in welcher derſelbe ſeine Freude 
ausdrückt, daß Se. Majeſtät „einen echten ſerichower 
Mann“ an die Spitze des Miniſteriums berufen babe, und 
die Hoffaung ausſpricht, es werde nun Preußen ſeine hohe Miſſion 
erfüllen, das „rechte deutſche Königthum“ der Demokratie und dem 
falſchen Conſtitutionalismus abzuringen, indem es Sr. Excellenz, fe 


auf dem Boden der Verfaſſung ſtehend, gelingen werde, dieſe 
Aufgabe zu löſen. (Wir werden noch manchen Unſinn aus ſolcher 
Sphäre zu leſen bekommen.) 

[Geheimer Rath Duncker.] Der vortragende Rath bei Seiner 
köͤnigl. Hoheit dem Kronprinzen, Geheime Regierungsrath Duncker, 
tritt, der „B. A. 3.“ zufolge, auf mehrere Wochen eine Erholungs⸗ 
reiſe an. 

Berlin, 3. Okt. Die officiöfe „Sternztg.“ giebt der „Allgem. 
Zeitung“ folgendes Dementi: „Die in Nr. 273 der „Allgem. Ztg.“ 
unter Berlin, 27. Sept., enthaltene Nachricht, daß von ſämmtlichen 
Finanzräthen ein Promemoria vorbereitet werde, mit der Erklärung, 
daß ſie jede Verantwortlichkeit für etwaige angeblich verfaſſungsmäßig 


nicht zuläſſige Ausgaben ablehnen, iſt, wie kaum erwähnt zu werden 
braucht, gänzlich aus der Luft gegriffen.“ f 
meteorologiſche Beobachtungen. 

Der, Baromsterfiand bei 0 Grd. N Luft: | Wind⸗ 

eee 

Breslau, 3. Okibr. 10 U. Ab.] 336,64 [12,4 W. 1. Ueberwölkt. 
4. Oktbr. 6 U. Morg.] 336,85 | 9,0 SW. 1. Heiter. 

Berlin, 2. Oktbr. 2 U. Nachm.] 339,53 13,8 WNW. 2, Trübe. 


Wien, 1. Oktbr. 10 U. Abds.] 331,19 |+10,0| W. 5, Regen. Gewitter. 


Waſſerſtand. 
Breslau, 4. Okt. Oberpegel: 12 F. 8 3. Unterpegel: — F. 8 3. 
Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 3. Oct. Nachm. 3 Uhr. Die Zproz. begann zu 71, 10, ſtieg 
auf 71, 60, dann auf 72, und ſchloß bei ſehr lebhaften Umſätzen ſehr feſt zu 
dieſem Courſe. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 93% eingetroffen. — 
Schluß⸗Courſe: 3prz. Rente 72, —. 4% prz. Rente 98, —. Italieniſche 
5proz. Rente 74, —. Zproz. Spanier 49%, iproz. Spanier —. Oeſterr. 
Staats⸗Eiſen⸗bahn⸗Altien 520. Credit⸗mobilier⸗Attien 1270. Lomb. Eiſen⸗ 
bahn⸗Aktien 632. Oeſterreich. Credit⸗Aktien —. 

London, 3. Oct., Nm 3 Uhr. Conſols 93%. Iproz. Spanier 45%, 
Mexikaner 33%. Sardinier 83. Sproz. Ruſſen 95. Neue Ruſſen 94. — 
Hamburg 3 Monat 13 Mk. 7% Sch., Wien 12 Fl. 70 Kr. 

Nach dem neueſten Bankausweis beträgt der Noten⸗Umlauf 21,553,060, 
der Metallvorrath 16,949,137 Pfd. St. 

Der Dampfer „Hammonia“ iſt aus Newyork eingetroffen. 

Wien, 3. Oct., Mitt, 2 Uhr 30 Minuten. Feſte Stimmung. Sproz. 
Metall. 71, 60 4 proz. Metall. 63, —. Bank⸗Aktien 797. Rordbabn 
192. 10. 1854er Looſe 90, 50, National⸗Anleihe 82, 80. Staats⸗Eiſenb.⸗ 


Aktien⸗Cert. 251, — Creditaktien 221, 20. London 124, 60. an 
93, 20. Paris 49, 30. Gold , —. Silber , Böhmiſche Weſtbahn 
169, —. Lombardiſche Eiſenbahn 282, —. Neue Looſe 129, 60. 1860er 


Looſe 90, 60 

Frankfurt a. M., 3. Oct., Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. Feſte 
Stimmung bei lebhaftem Verkehr. Schluß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Bex⸗ 
bacher 139%. Wiener Wechſel 93%. Darmſt. Bankaktien 230% (2) 
Darmſt. Zettelbank 252%. 5proz. Metall. 55%. 4 proz. Metall. 49%, 
1854er Looſe 70½. Deuerr, National⸗Anleihe 65. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗ 
Eiſenb.⸗Aktien 230. Oeſterr. Bank⸗Antheile 746. Oeſt. Credit⸗Aktien 20644, 
Neueſte öſterr. Anleihe 72. Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 117%. Rhein⸗Nahe⸗ 
Bahn 28%. Mainz⸗Ludwigsh. Litt. A. 127%. . 

Hamburg, 3. Oct., Nm. 2 Uhr 0 M Feſt bei lebhaftem Geſchäft. 
— Schluß⸗Courſe: Nauional⸗Anleihe 66. Oeſterr. Credit⸗Aktien 88. 
Vereinsbank 101 Norddeutſche Bank 99 Rheiniſche 967. Nordbahn 63. 
Disconto 3. Wien 95, 75 Petersburg 30%. 5 N 

Hamburg, 3. Oct [Getreidemarkt.] Weizen loco till, ab aus⸗ 
wäre flau. Noggen loco feſt, ab Königberg pr. Frühjahr zu 75½ zu laſſen, 
ohne Geſchäft. Oel pr. Okt. 31%, pr. Mat 29%. Kaffee feſt, ſchwimmend 
20,00 Sack Rio, 4700 Sack Santos, loco 2000 Sack Rio, 2000 Sack di⸗ 
verſe umgeſetzt. ; 

Liverpool, 3. October. [Baumwolle.] 2000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe gegen geitern unverändert. Wochenumſatz 26,810 Ballen. Orleans 
27%, Upland 264%. 

London, 3. October. Getreidemarkt (Chlußberidt). 

Weizen nur 2 Schillinge niedriger verkäuflich, in fremdem beſchränktes 
Geſchäft. — Schönes Wetter. 5 8 : 

Amſterdam, 3. October. Getreidemarkt (Schlußbericht). Weizen 
geſchäftslos. Roggen loco ſtille, unverändert, Termine flauer. Raps No⸗ 
vember 84, April 86%. Rüböl Herbſt 48%, Mai 48%. 


| Berliner Börse vom 3. October 1862. 


— Fonds- und Geld- Course. 


Div.. Z. 


18610 F. 
Freiw. Staats. leine 103 br. Oberschles. B. 7 ½ 153 ½ bz. 
Staats-AnL v. 1850, 5214 ih ‚99%, bz. dito C.. 166/173 l. F. verk. 
dito 1854,55 4. 56 57/415 103 bz. dito Prior A... | 4 — — 
dito 1853 400% ba. dito Prior B. — 3% | — — 
dito 1859! ,5 1081, bz dito Prior C.. . — 4 —.—.— 
Staats-Schuld-Sch. ... 3½ 91 ½% bz. dito Prior D..| — | 4 97½ bz. 
Präm.-Anleihe v. 1855131, 1128 b2. dito Prior E...| % 101 6. 
Berliner Stadt-Obl. .. 41,103", 6. dito Prior F.. . — [417,1101% G. 
Kur- u. Neumärker]31,|93 bz. Oppeln-Tarnow. 40 450% bz. 
2 dito dito 4,10 bz Prinz-W. (St.-V.) 5 4 159 6. 
Pommersche 55 91% B. Rheinische 4 |98 ba. 
E) dito neue .....| 4 100%, bz dito (St.) Pr. . — | 4 [105 bz. 
2 Posensche en dito Prior ....| — | 4 06 be. 
8 dito 5 99 G. dito IL Em. — 5 993%, ba. 
En dito neue 99. G. Rhein- Nahebahn -- 25 ½ bz. 
Schlesische....... 13151947, G. Ruhrort-Orefeld..| 37703 ½ 90 . B. 
2 (Kur- u. Neumärker 4100 v2. Starg.-Posener 4 3% 115 ba. 
5 Pommersche 499% bz Thüringer 6% 127 bz. 
E Fosensehe 4 99 % ba Wilhelms Bahn.] — | 4 60 bz 
54 Preussische ...... 4 199% br dito Prior . . — | 4 |93 6. 
= Westf. u. Rhein 4 90 b. dito III. Em..| 4 —— 
8 Sächsische ....... 4 100% bz dito Prior St. | — [403 @. 
Schlesische 4100 ½ G. dito dito — 3 96 6 
Louisdor — 110% bz 
Goldkronen 2 Ee Preuss. u. ausl. Bank- Aetien. 
v. .- 
Ausländische Fonds, 7 —5 1 
Oesterr. Metall ......] 5 58 B. Berl. E.- Verein,. 544) 4 |115 6. 
dito bar Pr.-Anl. . . 47% 6. Berl. Hand.-Ges. | 5 4 93% etw. bz. 
dito neue 100 fl.-L. — 69% B Berl. W.-Ored.-G.| — |5 | — — 
dito Nat,-Anleihe...| 5 |67 % Braunschw. Bank 4 | 4 81 ½ etw. bz. 
dito Bankn. n. Whr, 93 90 bz Bremer „ 51 4 104% . 
Russ engl. Anleihe . 5 [954 & 96 bz.*) Coburg. Credit A| 3 4 80 G. 
dito 5. Anleihe ....| 5 88 ½ bz. Darmst. Zettel-B.| 83 4 101 B. 
dito poln., Sch.-Obl. 4 85 B. Darmst. Credb. A. 5 4 92½ bau. G. 
Poln. Pfandbriefe 4 - — — Dess. Creditb. A.| — | 4 12%, etw, on u. G. 
dito III. Em... ... . | 4 88 etw. bz. u. G. Disc.-Cm.-Anthl. | 6 | 4 980% a 4 bz. u. G. 
Poln. Obl. 4 500 El. 4 93 ½% B. Genf. Creditb. A.| — 44% %%% be. 
dito 4 300 Fl.] 5 194% G Geraer Bank ... 6, 4 04 B. Kigk. bz. 
d:to & 200 Fl.. — 24 6. Hamb. Nord. Bank 5 | 4 |954, bz. 
Poln. Banknoten .. 88 ½ bz „ Ver. Bank 5% 4 101 ½ C. 
Kurhess. 40 Thlr. . . . 1571, 6 Hannov. „ 4½% 499% C. 
Baden 35 Fl. 1 — 31% B Leipziger “ 3 4 1040 G. 1 
Luxembrg. 10 410 etw. ba. 
Aetlen- Course, Magd. Priv. 1 de 4 |89 A ba 
Div. 2. Mein. Creditb. A. 4 |96% bau. 
a ae 1 5 1 92 8 ee e er 1 89 Am 
ach.-Düsseld... 2 G. Oester.Creditb. A. Ka a89 % ba. 
Aach.-Mastrieht. 305 1716 be. Pos. Prov.-Bank 5 4 98% K. % 
Amst.- Rottordam| Sps| 4 19414 i P. br. Preuss. B.-Anthl.| % 1228, ba. 
Berg.-Märkische 6% 4 ll bz. Schl. Bank-Ver. 98 B. Kigkt. bz. 
Berlin. Anhalter 8½ 4 |145 bz. Thüringer Bank 29% 4 89%, B. Kigkt. bz. 
Berlin-Hamburg. | 6 | 4 120% bz. Weimar. Bank.. 4487 etw. bz. 
Berl.-Potsd.-Mgd.] Il | 4 211½ bz. W 
Beriin-Stettiner 7% 4 133 ba. echsel- Course. 
Breslan-Freibrg. | 6%| 4 ‚138%, be. Amsterdam . 107.143 % bz 
Cöln-Mindener .. 124,131, 118412 be. 3 2 M. 142% bi 
Franz. St.-Eisenb.| 6/5) 5 185, 4 136 bz. Hamburg... . [8 T.|151%, bz 
Ludw.-Bexbach .| 8 4139 ¼½ B. dito ... 2 M. 150% bz. 
Magd.-Halberst. . 22½ 4 322½ 6. London . 18 M./6. 21%, ba. 
Magd.-Wittenbrg.| 1½ 4 |45_bz. Beris. . .. f 2 M. 80% bz. 
Mainz.-Ludw. A. | 7 | 4 |127% ba, Wien österr. Währ. |8 T. 80 %% bz. 
Mecklenburger | 2%) 4 62% 46314463 bz. re 2 M. 79% bz. 
Münster-Hammerſ 4 | 4 97% bz. ugsbur gg 2 M. 58. 24 
Neisse-Brieger ..| 3½ 484% bz Leipzig 8 T. 99% G. 
Niederschles. a | 4 |99'% bu». aid e 2 M. 99 ½ be. 
N.-Schl. Zweigb. | 1½ 470% B Frankfurt a. M.... . |2 M. 56. 26 bz. 
Nordb. (Fr.-W.) 3463 ½ a 641% bz. Petersburg . 15 W. 98 ½ b. 3 M. 97½% b. 
dito Prior ....| — 47 ee Warschau 8 T. 88½ bz. 
Oberschles. A... | 7 3% 173 i. P. verk. Bremen.. 8 T. 110, G. 


*) Gestern wurde auch ein Posten & 954, verkauft, was wir heute nachtragen. 


„ Breslau, 4. Oltbr. Wind: Süd⸗Weſt. Wetter: ſchön. Tbermo⸗ 
meter Früh 9 Warme. Barometer 28“ 1 11", Die Zufnhren waren 
heut nicht belangreich, der Geſchaftsverkehr war in Folge des jüdiſchen 


hohen Feſttages beſchränkt. 


Veran wortlicher Redacteur: Dr. Stein in Breslau. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


Engliſcher 


